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A. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Haushaltssatzung der Stadt Norderney für das Haushaltsjahr 2018 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Stadt Nor-
derney in der Sitzung am 28.03.2018 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 
 
1 im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
   
1.1 der ordentlichen Erträge auf 24.832.700 EUR 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 24.832.700 EUR 
   
1.3 der außerordentlichen Erträge 0 EUR 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR 
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2 im Finanzhaushalt 
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

   
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 23.861.300 EUR 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit    23.201.100 EUR 

 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 2.229.800 EUR 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 10.850.000 EUR 

 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 8.280.000 EUR 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 320.000 EUR 
   
festgesetzt. 
   
Nachrichtlich: Gesamtbetrag  
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 34.371.100 EUR 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 34.371.100 EUR 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 8.280.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 7.932.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2018 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 3.500.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden lt. Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr  

2018 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer  
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer 

A) 
380 v. H. 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 380 v. H. 
   
2. Gewerbesteuer 360 v. H. 
 

§ 6 
 
a) Als erheblich im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG gilt ein Fehlbetrag des Ergebnishaushalts, 

der fünf Prozent des Gesamthaushaltsvolumens des Ergebnishaushalts im laufenden Haushalts-
jahr übersteigt; das Gleiche gilt für den Finanzhaushalt entsprechend. 

 
b) Als erheblich sind Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 2 

NKomVG anzusehen, wenn sie im Einzelfall vier Prozent des Volumens der Gesamtaufwendun-
gen bzw. der Gesamtauszahlungen übersteigen. 
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c) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen sind als unerheblich im Sinne 
von § 117 Abs. 1 NKomVG anzusehen, wenn sie im Haushaltsjahr 5.000 EUR je Einzelfall nicht 
überschreiten. 

 
d) Als erheblich im Sinne des § 8 Abs. 1 KomHKVO gelten Beträge ab 5.000 EUR. 
 
e) Als erheblich im Sinne von § 12 Abs. 1 KomHKVO gelten Beträge, die 100.000 EUR je Einzelfall 

überschreiten. 
 
26548 Norderney, den 28.03.2018 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Die nach §§ 120 Abs. 2, 119 Abs. 4 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) erfor-
derlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 19. April 2018, Az. I/10 150, erteilt 
worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 23.04.2018 bis zum 02.05.2018 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Norderney, Zimmer 114, öffentlich aus. 
 
Norderney, 19. April 2018 
 
Stadt Norderney 
 
Bürgermeister 
Ulrichs 
 

 
Haushaltssatzung 

der Gemeinde Hagermarsch für das Haushaltsjahr 2018 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 
Gemeinde Hagermarsch in der Sitzung am 13.03.2018 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 351.100 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 351.100 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 Euro 
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2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen auf 376.700 Euro 
2.2 der Auszahlungen auf 379.500 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen: 
 
2.1.1 auf Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 345.800 Euro 
2.2.1 auf Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 340.000 Euro 
 
2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen 30.900 Euro 
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen 39.500 Euro 
 
2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 Euro 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Liquiditätskredite werden nicht beansprucht. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 380 v. H. 
 b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 380 v. H 
 
2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
 
Hagermarsch, den 13.03.2018 
 
Gemeinde Hagermarsch 
 
Der Gemeindedirektor 
Trännapp 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
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Der Haushaltsplan liegt gem. § 114 Absatz 2 Satz 3 NKomVG vom 23.04.2018 bis zum 02.05.2018 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde Hage, 26524 Hage, Zimmer 8, öffentlich aus. 
 
Hagermarsch, 11.04.2018 
 
Gemeinde Hagermarsch 
 
Gemeindedirektor 
Trännapp 
 

 
Bekanntmachung 

Bebauungsplan Nr. 0226 
der Gemeinde Marienhafe 

 
Der Rat der Gemeinde Marienhafe hat am 28.11.2017 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan 
Nr. 0226 nach §10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung, Umweltbericht, Grünordnungsplan, 
schalltechnischer Stellungnahme, der DIN 4109, 1117 und 1118 und RAL-Farben sowie der zusam-
menfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB bei der Gemeinde Marienhafe, Am Markt 10, 26529 
Marienhafe während der üblichen Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann den Bebau-
ungsplan einsehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt ist, wird hingewiesen. 
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Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß 
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Marienhafe unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Marienhafe, den 16.04.2018 
 
Gemeinde Marienhafe 
 
Der Gemeindedirektor 
Ihmels 

 

 
Bekanntmachung 

der 38. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Samtgemeinde Brookmerland 

 
Das Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems hat die vom Rat der Samtgemeinde Brookmer-
land am 19.12.2017 in öffentlicher Sitzung beschlossene Flächennutzungsplanänderung Nr. 38 mit 
Verfügung vom 10.04.18 Az. : ARL WE 21–21101-52401-38 aufgrund von § 6 Baugesetzbuch (BauGB) 
genehmigt. 
 
Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan 
ersichtlich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Flächennutzungsplanänderung tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 6 Abs. 5 BauGB) 
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Die Flächennutzungsplanänderung kann einschließlich ihrer Begründung, Umweltbericht, Grünord-
nungsplan und schalltechnischer Stellungnahme sowie der zusammenfassenden Erklärung nach § 6  
Abs. 5 BauGB bei der Samtgemeinde Brookmerland, Am Markt 10, 26529 Marienhafe während der 
üblichen Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann die Flächennutzungsplanänderung 
einsehen und über ihren Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel in der Abwägung nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 Abs. 1 
Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Samtgemeinde Brookmerland unter Darlegung des die Verletzung begrün-
deten Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Marienhafe, den 16.04.2018 
 
Samtgemeinde Brookmerland 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
Ihmels 
 
 

 
B. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

im Beschleunigten Zusammenlegungsverfahren Georgsfeld 
II. Anordnung 

 
Im Beschleunigten Zusammenlegungsverfahren Georgsfeld wird aufgrund des § 8 i. V. m. § 94 des 
Flurbereinigungsgesetzes i. d. F. vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 des 
Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), die Hinzuziehung folgender Flurstücke angeordnet: 
 
Gemeindebezirk Südbrookmerland 

   

Gemarkung Victorbur Flur 2 Flurstück 140/33 

 Flur 4 Flurstück 28/15 

Durch diese Anordnung vergrößert sich die Verfahrensfläche um 2,0038 ha auf rd. 213 ha. 
Die hinzuzuziehenden Flurstücke sind in der zu dieser Anordnung gehörenden Gebietskarte gekenn-
zeichnet. 
 
Gründe: 
Ziel des Beschleunigten Zusammenlegungsverfahrens Georgsfeld ist es u. a., der Stadt Aurich mög-
lichst große zusammenhängende Komplexe für die Umsetzung ihres Pflege- und Entwicklungskonzep-
tes Georgsfelder Moor bereitzustellen. Die zuzuziehende Fläche soll von der Gemeinde Südbrook-
merland in ähnlicher Weise entwickelt werden. 
Die Hinzuziehung ist erforderlich, zur Umsetzung von Tauschvereinbarungen bzw. Landverzichtser-
klärungen, die der Erreichung des Verfahrenszieles dienen. 
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Beschränkung der Nutzungs- und Baurechte im Beschleunigten Zusammenlegungsgebiet (§ 34 
FlurbG) 
Für die zugezogenen Flurstücke gelten folgende Einschränkungen 
1. In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung des ArL Weser-Ems, Geschäftsstel-

le Aurich, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, nur Änderungen vorgenommen werden, die zum 
ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören, 

2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Wälle, Einfriedigungen und ähnliche Anlagen dürfen nur mit Zu-
stimmung des ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich errichtet, hergestellt, wesentlich verändert 
oder beseitigt werden, 

3. Obstbäume, Beerensträucher, Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit Zustim-
mung des ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich beseitigt werden, 

4. Holzeinschläge und Baumaßnahmen dürfen nur mit Zustimmung des ArL Weser-Ems, Geschäfts-
stelle Aurich ausgeführt werden. 

Änderungen oder Herstellung von Anlagen ohne eine nachweisbare Genehmigung des ArL Weser-
Ems, Geschäftsstelle Aurich können im Beschleunigten Zusammenlegungsverfahren unberücksichtigt 
bleiben. Das ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich kann den früheren Zustand auf Kosten desjeni-
gen, der eine solche Änderung oder Herstellung veranlasst hat, wieder herstellen lassen. Gegebenen-
falls sind Ersatzpflanzungen anzuordnen. 
 
Anmeldung von Rechten (§ 14 FlurbG) 
Rechte und Pflichten, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Be-
schleunigten Zusammenlegungsverfahren berechtigen können, sind innerhalb von 3 Monaten beim 
ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich anzumelden. 
Insbesondere kommen in Betracht: 
a) Rechte der Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Beschleunigten Zusammenle-

gungsgebiet räumlich zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird, 
b) Rechte an den zum Beschleunigten Zusammenlegungsgebiet gehörenden Grundstücken oder 

persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die 
Nutzung beschränken (z.B. Pacht-, Miet- oder ähnliche Rechte), 

c) die Verpflichtung zum Unterhalt von Anlagen nach § 45 Abs. 1 S. 2 FlurbG, d.h. Anlagen, die dem 
öffentlichen Verkehr, dem Hochwasserschutz, der öffentlichen Wasser- und Energieversorgung 
sowie der Abwasserverwertung oder -beseitigung dienen, 

d) Eigentumsrechte an den unter c) genannten Anlagen, 
e) Rechte an den zum Beschleunigten Zusammenlegungsgebiet gehörenden Grundstücken, insbe-

sondere Nutzungsrechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsgerechtigkeiten, au-
ßerdem Wege-, Wasser- und Fischereirechte, die vor dem 01.01.1900 begründet worden sind 
und deshalb der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurften, 

f) Rechte an den unter e) bezeichneten Rechten, 
g) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das Liegenschaftskataster 

übernommen worden sind. 
 
Werden Rechte nach Ablauf der Frist von 3 Monaten angemeldet, so kann das ArL Weser-Ems, Ge-
schäftsstelle Aurich die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 und 3 
FlurbG gelten lassen. 
Sind Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübergang außerhalb des Grundbuches unrichtig ge-
worden, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse beim Grundbuchamt auf 
eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den Auflagen des Grundbuchamtes zur 
Beschaffung fehlender Unterlagen umgehend nachzukommen. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regiona-
le Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der 
Geschäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch erhoben werden. 
Gemäß § 115 FlurbG beginnt die Rechtsbehelfsfrist, wenn öffentliche Bekanntmachung erfolgt, mit 
dem ersten Tage der Bekanntmachung. Bei schriftlicher Einlegung wird die Frist nur gewahrt, wenn 
das Widerspruchsschreiben bis zum Ablauf der angegebenen Frist beim Amt für regionale Landes-
entwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg oder bei der Geschäftsstel-
le Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich eingegangen ist. 
 
Hinweise:  
1. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht 

werden, wird darauf hingewiesen, dass diese Funde meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die 
Funde unverzüglich einer Denkmalbehörde oder einem Beauftragten für die Archäologische 
Denkmalpflege zu melden. 

2. Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung auch 
im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachun-
gen“ eingestellt. 

3. Ermittlung des Dauergrünlandstatus nach DirektZahlDurchfG i. V. m. der VO (EU) Nr. 
1307/2013 und VO (EU) Nr. 639/2014 
Die Flurbereinigungsbehörde weist darauf hin, dass sie für den Zeitraum der Durchführung des 
Flurbereinigungsverfahrens zur sachgerechten und zweckmäßigen Planung des Flurbereinigungs-
verfahrens den Dauergrünlandstatus aus der Agrarförderung beim Servicezentrum für Landent-
wicklung und Agrarförderung erheben wird. 

 
Aurich, 17.04.2018 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich –  
 
Im Auftrage 
Ihler 
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